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Begrüßung

Wie sieht eine moderne und effiziente Umwelt​politik für das 21. Jahr​hundert eigentlich aus?
Wie muss ein Bundeshaushalt aufgebaut sein, um eine solche moderne und effi​ziente Umweltpolitik zu ermög​lichen?

Was sind die Schwerpunkte, die der Umweltschutz heute braucht? 
Wie begegnet man den unsichtbaren, schleichenden und oft globalen Umweltgefährdun​gen?

An diesen Fragestellungen muss man den Haushalt 2004 messen. 
Und wer ihn daran misst, wird zugeben müssen, dass dieser Haushalt auch im Umwelt​bereich die richtigen Akzente setzt.
Die Nebelkerzen der Opposition, dieses Theaterspiel auf Nebenschauplätzen, hat mit einer seriösen Diskussion über Umweltpolitik nichts, aber auch überhaupt gar nichts zu tun.

Die Organisation und Durchführung des Umwelt​schutzes in Bundes​regierung und Bundeshaushalt ist modern. Sie ist auch effizient.
Diese Aussage lässt sich leicht belegen.

Nur 18% der Ausgaben für Umweltschutz im Bun​des​haushalt sind im Haushalt des BMU zu finden. 
Das heißt doch nicht anderes, als das Umweltschutz  end​lich Querschnittsaufgabe geworden ist. 
Das wollten wir Umweltschützer doch immer. 
Die Kritik der Opposition an dieser Verteilung der Umweltschutzmittel im Bundeshaushalt ist also schein​heilig.

Die Umweltschutz-Ausgaben im Haushalt teilen sich nicht nur auf die einzelnen Ressorts auf. 
Im Bereich des BMU selbst teilen sie sich aufga​ben​​ge​recht in Projektmitteln und direkte Ministe​riums​​titel auf. 
Dafür gibt es einen leicht einsichtigen Grund.

Moderner Umweltschutz braucht klare Gesetze und Verordnungen, zukunftsweisende Richtlinien und sichere Rahmenbedingungen. 
Diese werden bekannterweise nicht nur im Parlament, sondern eben auch im Ministerium ent​wickelt und dafür braucht man entsprechende Finanzmittel.
Was ist denn falsch daran, Experten für Naturschutz ins Bundesministerium zu holen, statt immer für viel Geld externe Aufträge zum Thema zu vergeben?

Dann sind zwar vordergründig die Verwaltungs​aus​gaben höher als zuvor. Aber damit wird die gleiche inhaltliche Arbeit gemacht wie vorher. Und das noch meist in besserer Qualität.
Naturschutz ist ohnehin eines der Erfolgsthemen die​ser Koalition und dieses Bundeshaushalts im Um​welt​bereich. 
Trotz aller Sparbemühungen können die Zuschüsse an die Naturschutzverbände in einem dem Vorjahr ent​spre​chen​den Niveau gehalten werden. 

Und auch für die Naturschutzgroßprojekte sowie die Erprobungs- und Entwicklungsmaßnahmen auf dem Gebiet des Naturschutzes steht angemessen viel Geld zur Verfügung.

Die Unterschiede zwischen den politischen Parteien sind in kaum einem anderen Feld so deutlich zu sehen wie beim Naturschutz

Diese Unterschiede sieht man beispielsweise beim so genannten „Vertragsnaturschutz“. 
Lassen Sie mich diesen Fachbegriff einmal einfach zusammenfassen: 
CDU/CSU und FDP wollen eine bestimmte Gruppe von Land​wirten und anderen Personen mit Steuergeldern dafür bezahlen, dass diese die Umwelt nicht zerstören. 

Dabei ist es doch selbstverständlich, sich umwelt​gerecht zu verhalten. Dieser Plan von CDU/CSU und FDP grenzt schon an die Veruntreuung von Steuer​gel​dern. 
Richtig ist es doch, Landwirte und andere Personen für über die gute fachliche Praxis hinausgehende Aufgaben wie z.B. Landschaftspflege zu bezahlen. 
Dieses Vorgehen macht Sinn. Und genau so handelt die Koalition.
Klientelpolitik à la CDU/CSU und FDP hat in einem Bundes​haus​halt nichts zu suchen.
Ein anderes Thema im Naturschutz, dass auch haushaltsrelevant ist: Wir geben den Flüssen wieder Raum. Wir schaffen naturnahe Flächen. 

Wir haben den kanalartigen Ausbau der früheren CDU/CSU/FDP-Regierung beendet.

So sorgen wir für Artenvielfalt. So macht die Koali​tion vorbeugenden Hochwasserschutz. 
Auch auf diesem Feld sind die Ideen der Opposition widersinnig.
CDU/CSU und FDP wollen für viel Geld Flüsse selbst dann zu schieren Kanälen ausbauen, wenn das Verkehrs​aufkommen gering ist!
Dabei geht nicht nur die Artenvielfalt verloren.

Jedes Kind weiß doch, dass der Ausbau der Flüsse die Hochwasser​gefahr erhöht. 
Und dass man dann neben dem verschleuderten Geld für den Ausbau der Flüsse dann auch noch Geld für zusätzlichen Deichbau und Geld für die Beseitigung der Hochwasserfolgen ausgeben müsste. 

Dazu stelle ich als Abgeordneter einer Stadt an einem großen Fluss fest: 
Diese ökologisch falsche und teure Politik von CDU/CSU und FDP machen wir nicht mit.

Wichtige Hilfe für den Naturschutz, aber auch für alle anderen Bereiche des Umweltschutzes sind Pro​gram​me zur Überwachung von Umweltdaten.

Die EU baut ein eigenes Überwachungsprogramm für Umweltbelange auf, das Satelliten, Flugzeuge, Schiffe und feste Stationen nutzt.

19 Millionen Euro stellt der Bund dafür zur Verfügung. Das sind geringe Kosten für ein großes ökologisches Potenzial.

Ein Potenzial zur frühzeitigen Erkennung von ökologischen Gefahren. Wir werden bald  bei​spiels​weise Meeresverschmutzungen, Hochwas​ser- und Wald​brand​gefahren früher erkennen können. Und dann auch früher handeln können.
Der Einsatz moderner Technik ist an vielen Stellen gut für die Umweltpolitik.
Wie eben im Beispiel der Beobachtung von Umweltentwicklungen. 
Bei neuen Technologien zur Energieerzeugung und Energie​einsparung. 
Oder wenn Verkehrsbewegungen durch Informa​tions​technologie vermieden werden.
Aber moderne Technologie bietet auch Anlass zur Sorge für viele Menschen. 
Hier müssen die befürchteten Risiken, die hinter diesen Sorgen stehen, genau erforscht werden.
Eines der größten Sorgenfelder ist die Angst vor möglichen Auswirkungen des Mobilfunks.
Alle Experten wissen: Es gibt keine wissenschaftlich bestätigten Untersuchungen, die Gesundheits​ge​fah​ren durch den Mobilfunk vermuten lassen
Dennoch muss die Politik diese Ängste der Menschen, darunter viele Eltern, die sich um die Gesundheit ihrer Kinder sorgen, ernst nehmen und weitere Untersuchun​gen veranlassen.
Das sage ich gerade auch als Abgeordneter der Stadt mit den meisten Arbeitsplätzen im TK-Sektor in Deutschland, also als Bonner Abgeordneter.

Deswegen ist es gut, dass die Mobilfunkunter​neh​men und der Bund je 8,5 Mio. Euro für öffentlich überprüfbare Forschungen zu möglichen Auswir​kun​gen des Mobilfunks zur Verfügung stellen. 
Im Internet kann sich jeder Bürger über die unter​such​ten Themen und die beteiligten Forscher informieren.

Kritische Stimmen sind herzlich willkommen. Wir brauchen diese kritischen wissenschaftlichen Stim​men.
Auch hier setzen wir im Bundeshaushalt also die richtigen Akzente.

Wenn ich von Forschung spreche, muss ich als Umweltpolitiker auch von Energieforschung sprechen.
Es ist gut, dass im Bundeshaushalt durch die Koalition dafür gesorgt wurde, dass das Auslaufen des Zukunftsinvestitionsprogramms in der Energie​forschung finanziell kompensiert wurde.

Aber ich sage dazu auch ganz offen: Das Geld für die Energieforschung reicht nicht. 
Wir brauchen in Zukunft mehr Geld, um Effizienz​techniken, Speicherforschung und andere Techno​logien, vor allem im Bereich der erneuerbaren Energien und des Klimaschutzes, zu entwickeln.

Neben der Erhöhung der Gelder brauchen wir aber auch eine Umverteilung. Wir geben zu viel Geld für die Fusionsforschung aus und zu wenig für die wirklich zukunftsträchtigen erneuerbaren Energien.
Ich hoffe hier auf mehr Gemeinsamkeit im Bundes​tag.
Der Bundeshaushalt 2004 ist ein schwieriger Haushalt. Das ist nach drei Jahren ohne wirt​schaft​liches Wachstum nicht verwunderlich.

Wir setzen mit dem Bundeshaushalt 2004 Zukunfts​akzente im Wirtschafts-, Sozial- und Forschungs​bereich.

Auch der Umweltschutz kommt im Bundeshaushalt 2004 nicht zu kurz. 
Die Kritik der Opposition kommt aus einem Denken, dass schon vor 20 Jahren überholt war.
Die Schwerpunkte des Bundeshaushaltes sind richtig gesetzt. 

Das bestätigen für den Gesamthaushalt die Wirtschafts-Sachverständigen.

Das bestätigen für den Bereich der Umweltpolitik die Umweltexperten!

Übergang zu meinem Kollegen Marco Bülow

Eines wird man nicht im Bundeshaushalt 2004 finden: Staatliche Mittel für die Einspeisevergütung von erneuerbaren Energien.

Politiker von CDU/CSU/FDP behaupten ja immer, die EE würden aus Steuermitteln massiv subventioniert. Selbst die Spitzen wie Merkel, Stoiber, Merz und Westerwelle wiederholen dies ebenso häufig wie wissentlich inhaltlich falsch.
Um es noch einmal festzuhalten: Die Einspeise​ver​gü​tung zur Förderung der EE kommt nicht aus Steuergeldern, sie ist eine verursachergerechte Umlegung auf alle klimabelastenden Arten der Energieerzeugung.

Abschließend zu diesem Thema ein Vorschlag an die Opposition: 
Ein Blick in den Haushalt er​leichtert auch in dieser Frage die Wahrheitsfindung.

Ulrich Kelber, MdB


